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Die Beratungen des Nationalrates 
über die 


Genossenschaftsbesteuerung in der 
wiederholten Kriegssteuer. 


Sch. Unsere Leser sind über die Vorschläge des 
Bundesrates zur Genossenschaftsbesteuerung in der 
wiederholten Kriegssteuervorlage durch die Ausfüh- 
rungen in No. 34 des «Schweiz. Konsum-Vereins» 
orientiert. Nachdem seither der Nationalrat erstmals 
sich mit der Vorlage befasst und die Beratungen zu 
einem gewissen Abschluss gediehen sind, sei es uns 
erlaubt, über die Entwicklung dieser Frage unter Be- 
nützung des stenographischen Bulletins der Bundes- 
versammlung weiterhin zu berichten. 

Trotzdem No. 34 des «Schweiz. Konsum-Vereins» 
mit der Kritik an den Vorschlägen des Bundesrates 
rechtzeitig allen Kommissionsmitgliedern des Na- 
tionalrates und des Ständerates mit der Bitte um Be- 
rücksichtigung der Kritik und des Gegenvorschlages 
zugestellt wurde, konnte sich die nationalrätliche 
Kommission, der die Priorität zustand, zu einem Ent- 
gegenkommen nicht entschliessen und unterbreitete 
dem Plenum des Rates den Vorschlag des Bundes- 
rates für die Besteuerung der Genossenschaften ohne 
iede Aenderung. Einzig der Hinweis auf die Not- 
wendigkeit, den Bau- und Wohngenossenschaften 
Steuerfreiheit zu gewähren, fand im Prinzip Berück- 
sichtigung, wenn auch nach Ansicht des Schreibers 
dies in nicht genügend deutlicher Form. 

Der Schreiber dies glaubte deshalb, seine Eigen- 
schaft als derzeitiges Mitglied des Nationalrates be- 
nützen zu müssen, um — neben anderen Abänderungs- 
vorschlägen — bezüglich der Besteuerung der Ge- 
nossenschaften eine Verbesserung der Vorlage, so- 
weit dies bei der heutigen Zusammensetzung der eid- 
genössischen Räte irgendwie möglich schien, zu er- 
reichen, und stellte deshalb Abänderungsanträge, die 
nachstehend noch reproduziert werden sollen. 


Vorgängig der Detailberatung benutzte ich die 
Eintretensdebatte, bei welcher am 18. September be- 
züglich der Genossenschaftsbesteuerung folgendes 
ausgeführt wurde. - 

Schär (Basel): Ich möchte Ihnen noch, wie ich 
eingangs erwähnte, zur Kenntnis bringen, dass ich 
Veranlassung nehmen werde, einige persönliche An- 
träge zu stellen, denen zum Teil auch die Anhänger 
der sozialpolitischen Gruppe sich anschliessen. In 
erster Linie ist festzustellen, dass bei der Genossen- 
schaftsbesteuerung eine vollständig unrichtige Syste- 
matik gewählt worden ist. Man unterscheidet Er- 
werbsgenossenschaften und übrige Genossenschaften, 
aber in der eigenartigen Weise, dass nun gerade die 
in der Genossenschaiftstheorie als Nichterwerbsgenos- 
senschaften bezeichneten Genossenschaften als Er- 
werbsgenossenschaften behandelt werden sollen und 
umgekehrt. Das werde ich in einem speziellen An- 
trage zur Abänderung unterbreiten und dann das 
Nähere zur Unterscheidung, zur Systematik anführen. 

In zweiter Linie mache ich darauf aufmerksam, 
dass im Vergleich zur Genossenschaftsbesteuerung 
die eigenartige Erscheinung zutage tritt, dass man 
alle Steueransätze im allgemeinen in der neuen Vor- 
lage für die untern Klassen unverändert gelassen hat. 
Man hat nur die Progression erhöht, und durch diese 
Erhöhung der Progression gelangen bei den einzelnen 
Kategorien der Steuerpflichtigen nur wenige, bei der 
einen Kategorie vielleicht 1%, bei der andern vielleicht 
5% in eine höhere Belastung. Dagegen hat man bei 
den Genossenschaften für alle 100% die Belastung er- 
höht, man ist von 4 auf 6 und von 8 auf 12 gegangen, 
ohne Rücksicht auf die Eigenart der betreffenden Ge- 
nossenschaften. Nun hätten aber gerade die Genossen- 
schaften, die nicht das Gewinnprinzip vertreten und 
Selbsthilfeunternehmungen der kleinen Leute sind, in 
allererster Linie Anrecht auf Vergünstigung. 

Ich hatte mich persönlich mit diesen Ansätzen 
abgefunden unter der Voraussetzung, dass wir über- 
all 50% hinzuschlagen. Zu diesen 50% kommen wir, 
wenn wir statt der zweijährigen eine dreijährige Er- 
hebungsdauer vorsehen. Ein genaueres Studium hat 
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aber ergeben, dass man diesen Zuschlag nur den Ge- 
nossenschaften gegenüber anwendet. Das Fazit ist, 
dass in den Kreisen der Genossenschaften sich eine 
steigende Erbitterung eingestellt hat; der Sprechende 
ist zum Teil in Einsendungen von einflussreichen Ge- 
nossenschaftern, zum Teil in Versammlungen wegen 
seines allzuweit gehenden Entgegenkommens direkt 
desavouiert worden. In diesen Kreisen rechnet man 
unter Umständen mit einer Opposition gegen die Vor- 
lage, die ich gerne beseitigen möchte, der man durch 
ein kleines Entgegenkommen Rechnung tragen 
könnte. 

Ich mache auch darauf aufmerksam, dass man 
bei den Steuerbefreiungen einem Antrag, den der 
Sprechende der Kommission unterbreitet hat, Rech- 
nung getragen hat, aber nicht vollständig. Der Spre- 
chende hat die Kommissionsmitglieder darauf auf- 
merksam gemacht, dass die Vorlage des Bundesrates 
gerade in einem Augenblick erschienen ist, wo der 
Bundesrat dem Oltener Aktionskomitee Förderung 
des genossenschaftlichen Wohnungsbaues zugesichert 
hat. Im gleichen Augenblick will man diesen Woh- 
nungsgenossenschaften neueSteuern auferlegen, trotz- 
dem dieselben so schlecht fundiert sind und eine so 
geringe Rentabilität aufweisen, dass sie diese Steuern 
nicht wohl ertragen können, so dass daraus eine 
Hemmung der gesamten genossenschaftlichen Tätig- 
keit auf dem Gebiete des Wohnungsbaues resultiert. 
Darum habe ich diese Anregung gemacht, die im 
Prinzip akzeptiert worden ist, aber dann in der Aus- 
führung unklar und verschwommen herausgekommen 
ist. Deshalb wünsche ich eine genauere Redaktion, 
als sie der Vorschlag bringt, wo es heisst: «Gemein- 
nützige Unternehmungen zur Deckung des Woh- 
nungsbedarfes». Was heisst das? Nach der Auffas- 
sung des Herrn Prof. Landmann, der in allen diesen 
Fällen der Experte des Bundesrates ist, ist eine 
Selbsthilfeorganisation keine gemeinnützige Organisa- 
tion. Also wenn sich gemeinnützige Kreise zusammen- 
finden und eine gemeinnützige Aktiengesellschaft zur 
Deckung des Wohnungsbedarfes bilden, so kann diese 
Aktiengesellschaft Steuerfreiheit beanspruchen, aber 
Wohngenossenschaften der Selbsthilfe, in denen sich 
nicht ausschliesslich wohltätige Kreise, sondern die 
Bedürftigen selbst zusammenfinden, müssen die 
Steuer bezahlen. Es ist beim Stempelgesetz so ge- 
wesen, wir haben gegen diese Steuer Rekurs ergriffen 
und die Frage ist noch nicht entschieden, aber es ist 
von den zuständigen Angestellten der Stempelverwal- 
tung ausdrücklich erklärt worden, wenn die Verwal- 
tung den Wohngenossenschaften diesen Charakter 
der Gemeinnützigkeit zuerkennen wollte, müsse sie 
allen Selbsthilfebestrebungen, allen Gegenseitigkeits- 
gesellschaften denselben auch zuerkennen. In ähn- 
licher Weise ist auch die Hinterlassenenversicherung 
und Invalidenversicherung durch Arbeitgeber, sobald 
sie auf Gegenseitigkeit beruht, als steuerpflichtig er- 
klärt worden. Solche Auslegungskünste an einem an 
und für sich klaren Text zwingen meines Erachtens 
dazu, hier eine genauere Redaktion vorzuschlagen. 


Ziffer 6 des Verfassungsartikels, die Vorschläge 
betreffend Genossenschaftsbesteuerung enthaltend, 
kam am 24. September zur Behandlung. Zur Ver- 
deutlichung der Diskussion erwähnen wir, dass die 
Kommission in Zustimmung zum Antrag des Bundes- 
rates der Ziffer 6 folgende Fassung geben wollte: 


«Die Genossenschaften des Obligationenrechts, welche einen 
Erwerbszweck verfolgen, entrichten die Steuer von ihrem Rein- 
ertrag; der Steuersatz beträgt sechs Prozent der den Mit- 
gliedern gewährten Rückvergütungen und zwölf Prozent des 
übrigen Reinertrages. 
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Die übrigen Genossenschaften des Obligationenrechts, mit 
Ausnahme der konzessionierten Versicherungsgenossenschaften, 
entrichten die Steuer von ihrem Vermögen (Genossenschafts- 
kapital und Reserven); der Steuersatz beträgt siebeneinhalb 
Promille des Vermögens. 

Die konzessionierten Versicherungsgenossenschaften ent- 
richten die Steuer von ihrer schweizerischen Prämieneinnahme, 
Der Steuersatz beträgt siebeneinhalb Promille der Prämienein- 
nahme.» 


Dagegen hatte Schreiber dies folgenden Gegen- 
antrag gestellt: h 

«Die Genossenschaften des schweiz. Obligationenrechts mit 
Ausnahme der konzessionierten Versicherungsgenossenschaften 
entrichten die Steuer entweder nach dem Reinertrag oder nach 
dem Vermögen (Genossenschaftskapital und Reserven); für die 
einzelnen (ienossenschaften ist diejenige Steuerberechnung mass- 
zebend, welche den höheren Betrag ergibt. Für die Erhebung 
nach dem Reinertrag beträgt der Steuersatz vier Prozent der 
den Mitgliedern und Kunden gewährten Rabatte und Rück- 
vergütungen, acht Prozent des übrigen Reinertrages; bei der Er- 
rung nach dem Vermögen beträgt der Steuersatz fünf Pro- 
mille.» 

«Die konzessionierten Versicherungsgesellschaften entrich- 
ten die Steuer von ihrer schweizerischen Prämieneinnahme; der 
Steuersatz beträgt fünf Promille der Prämieneinnahme.» 


Ueber die Diskussion berichtet das stenogra- 
phische Bulletin wie folgt: 


Schär (Basel): Der Sprechende ist Freund der 
Vorlage, wie sie vom Bundesrat den eidgenössischen 
Räten unterbreitet wurde. Beim Studium der ersten 
Vorlage hat er dagegen gefunden, dass noch ver- 
schiedene Bestimmungen enthalten sind, die unter 
Umständen bei einer Volksabstimmung ein Hindernis 
tür die Annahme bilden können und die deshalb weg- 
geräumt werden müssen. Speziell als Hindernis er- 
scheinen dem Sprechenden die Vorschriften über die 
Besteuerung der Genossenschaften, und demgemäss 
hat er sich erlaubt, Ihnen eine vollständige Abände- 
rung, eine vollständig neue Redaktion dieser Ziffer 6 
vorzuschlagen, in der Hoffnung, dass durch Anpas- 
sung an die neue Redaktion wenigstens nach dieser 
Richtung hin die Vorlage annehmbar gemacht werden 
könnte. 

Die Anträge, die der Sprechende Ihnen unter- 
breitet hat, entsprechen in keiner Weise den prinzi- 
piellen Forderungen der Genossenschaften. Es sind 
Kompromissanträge, die sich möglichst an die Be- 
stimmungen der ersten Kriegssteuer anlehnen. Wenn 
der Sprechende Anträge gemäss den prinzipiellen 
Forderungen der Genossenschaften stellen würde, so 
wäre zu befürchten, dass Ihre Mehrheit diese Anträge 
ablehnen würde, während ein Kompromissantrag doch 
vielleicht Aussicht auf Annahme hat. Das ist der Ge- 
sichtspunkt, von dem aus die Anträge des Spre- 
chenden zu Abs atz 6 gestellt worden sind. 

In diesen Anträgen sind drei verschiedene Modi- 
fikationen enthalten. Wenn ich mich so ausdrücken 
darf, sollen die drei gröbsten Schönheitsfehler an der 
Vorlage des Bundesrates verbessert werden. In erster 
Linie soll die Systematik, die Unterscheidung 
zwischen Genossenschaften, die Erwerbszwecke ver- 
folgen, und den übrigen Genossenschaften, die ab- 
solut unzulässig und unrichtig ist, wegfallen. In 
zweiter Linie sollen die alten Ansätze, wie sie in der 
ersten Kriegssteuervorlage enthalten waren als da- 
maliges Kompromissprodukt, wieder hergestellt 
werden. In dritter Linie ist auch eine gewisse Er- 
weiterung des Steuerumfanges vorgesehen, nämlich 
indem ich beantrage, nicht nur die Rückvergütungen, 
sondern auch die Rabatte, die viele Genossenschaften 
ausrichten, in dieser Vorlage als sfeuerpflichtig zu 
erklären. 

Zur Begründung des prinzipiellen Antrages be- 
züglich der Systematik der Genossenschaften muss 
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ich etwas weiter ausholen, und zwar indem ich Ihnen 
über die verschiedenen Entwicklungsmöglichkeiten, 
die verschiedenen Arten der Genossenschaften in der 
Schweiz einige kurze Ausführungen unterbreite: Die 
Schweiz macht ihrem Namen Eidgenossenschaft alle 
Ehre. Wir haben in der Schweiz nach der neuesten 
Statistik jedenfalls über 12,000 Genossenschaften, 
Unternehmungen, die in Genossenschaftsform konsti- 
tuiert sind. Wie viele Mitglieder sie umfassen, weiss 
man nicht. Eine Zählung ist nie veranstaltet worden. 
Man hat diese Statistik nie ausgebaut. Aber es exi- 
stiert jedenfalls kein Schweizer, der nicht irgendwie 
an einer Genossenschaft wirtschaftlich interessiert 
wäre, Von diesen Genossenschaften haben allein die 
Konsumvereine, die im Verband schweiz. Konsum- 
vereine organisiert sind, ca. 340,000 Mitglieder, und 
zwar Haushaltungsvorstände. Dann wissen Sie, dass 
die Schweiz. Volksbank ca. 80,000 Mitglieder zählt. 
Sie wissen, dass ferner viele grosse Zentralgenossen- 
schaften im Versicherungswesen existieren: Renten- 
anstalt, Patria, Helvetia und die älteste, die Schweiz. 
Mobiliarversicherungsgesellschaftt. Man kann an- 
nehmen, dass diese paar Gesellschaften auch einige 
hunderttausend Genossenschafter zählen, die natür- 
lich zum Teil wieder mit den andern identisch sind. 
Dann haben wir noch ca. 5000 landwirtschaftlich in- 
teressierte Genossenschaften, hauptsächlich die Mol- 
kereigenossenschaften, die eine Eigenart der 
Schweiz sind und seit Kriegsausbruch die Milchver- 
sorgung der Schweiz wesentlich erleichtert haben. 
Ich möchte nur beispielsweise erwähnen, dass das- 
jenige Land, das sonst an der Spitze der genossen- 
schaftlichen Organisation steht, nämlich Deutschland, 
höchstens 40,000 Genossenschaften umfasst, während 
es nach seiner Einwohnerzahl im Verhältnis zur 
Schweiz 200,000 haben müsste. Sie sehen also, dass 
wir einen wesentlichen Vorsprung vor allen Ländern 
haben und dem Namen Eidgenossenschaft wirklich 
Ehre machen. 

Dagegen bezüglich der Kenntnis und der Würdi- 
gung des Genossenschaftswesens sind wir vielleicht 
hinter andern Ländern etwas zurückgeblieben. Und 
da möchte ich in erster Linie hervorheben, dass unser 
Genossenschaftsrecht sehr liberal ist, ein Recht, wie 
es in keiner andern Nation Geltung hat; es gewährt 
die freieste Form, die überhaupt für die Genossen- 
schaft geschaffen werden kann. 

Wir haben in der Schweiz, im Gegensatz zu an- 
dern Ländern, nicht vorgesehen, dass für die An- 
massung des Namens Genossenschaft ein gemein- 
samer Geschäftsbetrieb das Kriterium sein’ soll. Das 
hat zur Folge gehabt, dass viele Unternehmungen 
unter genossenschaftlicher Form arbeiten, die es nicht 
sind. Wir haben eine ganze Reihe von Pseudogenos- 
senschaften. Durch die unrichtige Definition der 
«wirtschaftlichen Vereine» hat man veranlasst, dass 
eine Reihe von Berufsorganisationen, Meistervereini- 
gungen, die gar keinen gemeinsamen Geschäftsbetrieb 
haben, sondern z. B. nur gemeinsamer Preisfest- 
setzung dienen, sich als Genossenschaften konsti- 
tuieren mussten. Es sind ihrer vielleicht 1000. Das 
sind jedoch nur Vereine ohne Vermögen und Ertrag 
und haben für den Fiskus nichts zu sagen. Anderseits 
haben sich auch eine Reihe von Pseudogenossen- 
schaften gegründet, reine Erwerbsunternehmungen, 
die mit dem Begriff Genossenschaft nichts zu tun 
haben, sondern die rein kapitalistisch sind. Sie wissen 
ja, die genossenschaftliche Unternehmungsform bildet 
die Mitte zwischen der kapitalistischen und der rein 
gemeinnützigen. Mit der kapitalistischen hat sie das 
Eigentümliche gemein, dass auch für das eigerıe ein- 


zelne Mitglied ein Vorteil erreicht wird, mit der ge- 
meinnützigen, dass sie durch den Zusammenschluss 
auch den übrigen Mitgliedern Vorteile verschafft. Sie 
ist eine glückliche Verbindung von Altruismus und 
Egoismus oder Individualismus, wenn Sie lieber 
wollen. Zum Wesen der Genossenschaft gehört, dass 
sie ihren Mitgliedern Dienste erweisen und nicht an 
Drittpersonen Gewinne erzielen soll. Es muss der 
Gegenstand des Unternehmens irgendwie mit einer 
Tätigkeit der Mitglieder verbunden sein, sei es, dass 
sie den Mitgliedern Ware verschafft, sei es, dass die 
Mitglieder Ware an die Genossenschaft liefern und 
dass dabei im einen oder andern Fall wirtschaftliche 
Vorteile erzielt werden. 

Demgegenüber haben wir zirka 1000 bis 2000 Ge- 
nossenschaften, die diesen Anforderungen nicht ent- 
sprechen, die aus irgendeinem (Grunde vorgezogen 
haben, von der Freiheit unseres Genossenschafts- 
rechtes Gebrauch zu machen und sich falscherweise 
dieses Kleid angemasst haben. Das sind z.B. Per- 
sonen, deren Namen anrüchig sind, die auf ihren 
Namen keinen Kredit geniessen und darum keine 
Einzelfirma gründen wollen; sie finden einige Stroh- 
männer und gründen dann eine Genossenschaft, in der 
ausschliesslich ihre eigenen Interessen massgebend 
sind. Vielleicht haben sie auch nicht genügend Zu- 
trauen zum Geschäft und wollen nicht ihr ganzes Ver- 
mögen riskieren, nicht wie bei der Einzelfirma die 
solidarische Haftbarkeit übernehmen. Wieder andere 
scheuen die Verantwortlichkeit der Aktiengesell- 
schaften, die doch verhältnismässig milden Anforde- 
rungen unseres Aktienrechtes. Wieder andere wollen 
von den Steuerbegünstigungen, die in einzelnen Kan- 
tonen den Genossenschaften eingeräumt sind, wie in 
Zürich, profitieren und gründen, z. B., wie es in 
Zürich üblich ist, eine Liegenschaftsgenossenschaft, 
weil man dort als Genossenschaft die Schulden vom 
steuerpflichtigen Kapital abziehen kann und als 
Aktiengesellschaft nicht. Solche unrichtigen Begün- 
stigungen haben ebenfalls eine Ausdehnung der Zahl 
der Genossenschaften verursacht. Diese Pseudo- 
genossenschaften soll man nur recht besteuern, sie 
gehören mindestens so stark besteuert wie irgendeine 
Privatperson, ein Privatunternehmen, eine Aktien- 
gesellschaft. Wenn wir in der Schweiz die Gesell- 
schaft mit beschränkter Haftung hätten, die es ermög- 
licht, dass man mit verhältnismässig kleinem Kapital 
ein Unternehmen betreiben kann, ohne mit grösseren 
Summen haftbar zu sein, so wäre dies eigentlich die 
gegebene Form für viele dieser Pseudogenossen- 
schaften. Deutschland und Oesterreich, die die Form 
der Gesellschaft mit beschränkter Haftbarkeit 
kennen, sind darum ziemlich von derartigen Pseudo- 
genossenschaften verschont; sie ganz zu verhindern, 
ist allerdings unmöglich. Ich möchte im Gegensatz 
zu einer Aeusserung, die hier im Rate gefallen ist, 
wünschen, dass bei der Revision des Gesellschafts- 
rechtes die Unternehmungsform der Gesellschaft mit 
Lt Haftung auch in der Schweiz akzeptiert 
würde. 

Nun werden Sie begreifen, dass, wenn im Kleide 
der Genossenschaft so verschiedenartige Unter- 
nehmen sich betätigen, es schwer ist, für diese ver- 
schiedenartigen Unternehmungen Besteuerungsgrund- 
sätze zu finden, die ihrem Wesen Rechnung tragen. 
Wenn man aber von der richtigen Genossenschaft 
ausgeht, wird es nicht so schwierig sein, richtige Be- 
steuerungsgrundsätze zu finden. Da möchte ich dar- 
auf aufmerksam machen, dass man in den Ländern, 
wo man über eine eigentliche Systematik des Genos- 
senschaftswesens verfügt, in Deutschland und Oester- 
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reich, die richtigen Genossenschaften in Erwerbs- 
genossenschaften und Wirtschaftsgenossenschaiften 
scheidet. Wir haben vor 5 Jahren in einer Eingabe 
an Herrn Prof. Huber zur Revision des Genossen- 
schaftsrechtes für die Schweiz auf eine solche Unter- 
scheidung hingewiesen. Wir haben folgendes aus- 
geführt: «Die Erwerbsgenossenschaft bezweckt, das 
Einkommen ihrer Mitglieder zu vermehren resp. deren 
Erwerb durch Kooperation mit andern Personen, die 
das gleiche Bedürfnis haben, dank den Vorteilen der 
Zusammenlegung vieler kleiner wirtschaftlicher 
Kräfte zu einem leistungsfähigen Betrieb zu er- 
leichtern. Dieses Arbeitsgebiet umfasst gewöhnlich 
mit Ausnahme der integralen Produktionsgenossen- 
schaft nur einen kleinen Ausschnitt der wirtschaft- 
lichen Betätigung des betreffenden Mitgliedes, wäh- 
rend der grössere Teil der Erwerbstätigkeit der Mit- 
glieder und auch das Risiko der Einzelwirtschaft des 
Mitgliedes durchaus auf individueller Basis aufgebaut 
ist.» Was z.B. eine Ziegenzuchtgenossenschaft für 
das einzelne Mitglied bedeutet, ist ganz unwesentlich; 
dasselbe kann man von den vielen hundert Viehzucht- 
genossenschaften in der Schweiz sagen. Durch sie 
soll nur ein kleiner Teil der wirtschaftlichen Tätigkeit 
ihrer Mitglieder gefördert werden. Sie haben natür- 
lich auch keinen grossen Geldverkehr noch Ertrag. 
Aber in die gleiche Kategorie von Erwerbsgenossen- 
schaften gehören Genossenschaften von grösserer 
Bedeutung für die Mitglieder, z. B. bis zur integralen 
Produktionsgenossenschaft. Z. B. eine (Genossen- 
schaftsbuchdruckerei, die nur für Dritte arbeitet und 
an diesen Geld verdienen will, unterscheidet sich nicht 
viel von einer siebenköpfigen Kollektivgesellschaft 
und teilt nur den Ueberschuss, den sie an Fremden 
erzielt hat; das ist auch eine Erwerbsgenossenschaft; 
da ist aber die ganze Tätigkeit des Mitgliedes ver- 
ankert; seine ganze wirtschaftliche Existenz beruht 
hierauf. Sie sehen, welch weiter Rahmen schon für 
die Erwerbsgenossenschaften gespannt ist. 

Aehnlich das Gegenstück davon: die Wirt- 
schaftsgenossenschaft, die wir richtiger als Ersparnis- 
genossenschaft bezeichnen wollen. «Diese Wirt- 
schaftsgenossenschaft bekümmert sich an und für 
sich durchaus nicht darum, wie das einzelne Mitglied 
sein individuelles Einkommen erwirbt oder vermehrt. 
Sie bezweckt ausschliesslich eine möglichst rationelle 
und ökonomisch vorteilhafte Verwertung des bereits 
anderswie und anderswo erworbenen Einkommens. 
Man könnte sie also auch Genossenschaft zur ratio- 
nellen Verwertung des bereits erworbenen Einkom- 
mens nennen. Die integralste Form dieser Genossen- 
schaft ist nun die Konsumgenossenschaft, wenn letz- 
tere den Kreis ihrer Tätigkeit auf alle Gebiete des 
wirtschaftlichen Lebens ausdehnen kann und allmäh- 
lich die Deckung aller Bedarfsgüter ihrer Mitglieder 
in den Kreis ihrer Tätigkeit aufnimmt. Dafür hat ein 
deutscher Theoretiker den Namen «Bedarfsgüter- 
deckungsgemeinschaft» erfunden. Der Name ist zu- 
treffend, wird sich aber wohl nie einführen. Wir haben 
in der Schweiz viele Verbraucher-, Ersparnis-Genos- 
senschaften, die den Kreis ihrer Tätigkeit sehr ver- 
schieden begrenzen. Die einen vermitteln beinahe alle 
Bedarfsartikel, die man sich vorstellen kann, z. B 
der Konsumverein in Basel; letzterer nennt sich mit 
Grund allgemeiner Konsumverein. Daneben gibt es 
noch Branchenkonsumvereine, so z. B. die Bau- und 
Wohngenossenschaft. Sie ist ein Konsumverein für 
Wohnungsbedarf und unterscheidet sich prinzipiell 
und begrifflich von einem Konsumverein zur Lieferung 
von Lebensmitteln in gar keiner Weise. Wir haben 
die Lebensversicherungsgenossenschaften, die in der 
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Vorlage speziell hervorgehoben sind. Das sind Kon- 
sumvereine mit dem Zwecke, ihren Mitgliedern mög- 
lichst die Lebensversicherung zu verbilligen. Die Mo- 
biliarversicherungsgenossenschaften liefern den Be- 
darf an Brandversicherungsgebühren auf möglichst 
billige Weise, unter Ausschaltung von Unternehmer- 
kapital. Sie sehen also: begrifflich sind alle diese 
Verbrauchergenossenschaften nicht voneinander un- 
terschieden. Und dann haben wir in der Schweiz 
noch eine Genossenschaft, die eine grosse Zukunft hat 
und bereits einen grossen Umfang erreicht hat, das ist 
die Elektrizitätsgenossenschaft, die den Bedarf ihrer 
Mitglieder an elektrischem Strom deckt, und zwar 
sowohl für den persönlichen wie für den technischen 
Konsum. 

Es geht natürlich theoretisch wohl an, einen 
Unterschied zu machen zwischen Erwerbsgenossen- 
schaft und Wirtschaftsgenossenschaft; aber in der 
Praxis kommen diese Formen nicht immer rein vor. 
Es gibt Mischlormen, Uebergänge von der einen zur 
andern. Schon der reine Konsumverein kann für einen 
Wirt, der dort seine Lebensmittel . bezieht, seinen 
Weinbedarf deckt, teilweise zur Erwerbsgenossen- 
schaft werden, und ähnlich ist es z.B. mit der Elek- 
trizitätsgenossenschaft, wenn ein Industrieller seinen 
Elektrizitätsbedarf aus der gleichen Elektrizitäts- 
genossenschaft bezieht wie ein Privater den elektri- 
schen Strom für seinen Hausbedarf. Es ist eben nicht 
gut möglich, das wirtschaftliche Leben in Schachteln 
einzuteilen. So geht es auch mit den Genossen- 
schaften. Es wird nie eine reine Formel gefunden 
werden können, die eine richtige Einteilung aller Ge- 
nossenschaften ermöglicht. Darum verzichte ich dar- 
auf, die verschiedenen systematischen Einteilungen 
der Genossenschaften — es sind etwa zehn Versuche 
hierzu gemacht worden — Ihnen zu unterbreiten, weil 
sie uns in der Entscheidung der vorliegenden Frage 
doch nicht helfen können. 

Und nun kommt es wesentlich auf die Wirkung 
dieser Genossenschaften an, und da kommt der 
Unterschied, den ich speziell der Vorlage des Bundes- 
rates gegenüber hervorheben muss und hervorheben 
möchte. Die richtige Genossenschaft, nicht die 
Pseudogenossenschaft, will im wesentlichen ihren 
Mitgliedern Dienste und Vorteile erweisen und kann 
das tun auf sehr verschiedene Arten. Sie kann diese 
Vorteile sofort den Mitgliedern zukommen lassen. Sie 
kann sie aber auch zusammenzählen und z. B. am 
Ende des Jahres erst zusammenstellen und an die 
Mitglieder gelangen lassen. Dann gibt es bei der einen 
Genossenschaft einen sichtbaren Ertrag, bei der 
andern nicht. Das hat die eidgenössische Steuer- 
verwaltung anlässlich der Erhebung der Kriegssteuer 
gemerkt und kommt nun darum zu ihrer vollständig 
unrichtigen Einteilung; sie glaubt, dass auf die Weise 
ein Unterschied konstruiert werden könne, dass die- 
jenigen Genossenschaften, die nicht sofort den Mit- 
gliedern die Vorteile des genossenschaftlichen Zu- 
sammenschlusses zukommen lassen, Genossenschaf- 
ten sind, «die Erwerbszwecke verfolgen», während 
die andern, die das tun, «übrige Genossenschaften» 
genannt werden sollen. (Die separate Behandlung 
der Versicherungsgenossenschaften fällt hier nicht in 
Betracht, trotzdem das eigentliche Konsumvereine 
sind, wie die andern.) Diese Unterscheidung ist un- 
richtig, und es hat der Bundesrat selber in seiner Bot- 
schaft dafür den Anhaltspunkt geliefert, wenn er da- 
von spricht, dass es Genossenschaften gibt, die zum 
Selbstkostenpreise verkaufen. Die verfolgen dann 
nach dieser Einteilung keinen Erwerbszweck. Die- 
ienigen aber, die nicht zum Selbstkostenpreise ver- 
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kaufen, sondern mit einem gewissen Zuschlage die 
Ware abgeben, sollen Erwerbszwecke verfolgen. Nun 
kann es aber vorkommen, dass eine Genossenschaft 
sowohl das eine wie das andere tut. Wohin gehört sie 
dann? Hier ist unter dem Einfluss der Kriegsverhält- 
nisse die interessante Erscheinung zu konstatieren, 
dass eine ganze Reihe von Artikeln in den Konsum- 
genossenschaften nur noch netto verkauft werden, 
nicht mehr mit Rückvergütung; da wird im Laufe des 
Jahres sofort durch den verhältnismässig reduzierten 
Preis dem Mitglied der Vorteil des genossenschaft- 
lichen Zusammenschlusses verschafft. Und wenn Sie 
die Statistik der Konsumvereine verfolgen können, 
wie der Sprechende es getan hat, so zeigt sich ganz 
deutlich: Der Umsatz hat von zirka 120 auf zirka 
200 Millionen sich vermehrt, der Ueberschuss ist da- 
gegen ungefähr gleich wie vor dem Kriege. Eine 
solche Aenderung im Geschäftsbetrieb liegt rein im 
Ermessen der einzelnen Genossenschaften; sie 
können sagen: Wenn der Steuerdruck zu gross wird, 
verkaufen wir nur noch zu Nettopreisen; nach 
welchem Absatz der Vorlage sollen sie dann besteuert 
werden, nach Absatz 1 oder 2? Wir können sagen, 
die Steuerbehörde kann beides tun, bald nach diesem, 
bald nach jenem System arbeiten, das beweist gerade 
das Beispiel in der Botschaft des Bundesrates. Ich 
hatte hierüber mit dem Herrn Direktor der Kriegs- 
steuerverwaltung eine Besprechung. Er sagte: ich 
kann nicht die gleiche Genossenschaft bald nach 
Vorschrift von Absatz 1 und bald nach Vorschrift von 
Absatz 2 besteuern. Der Fall ist jedoch durchaus 
möglich. Und daraus geht wiederum hervor, dass 
die vorgeschlagene Systematik unzulässig ist. 

Ich betone ferner, dass es überhaupt ein Unrecht 
ist, wie überhaupt die ganze Genossenschaftsbesteue- 
rung aufgebaut ist. Man muss genau unterscheiden: 
Was leisten die Genossenschaften den Mitgliedern, 
und was leisten sie sich selbst? Wir haben eine ganze 
Reihe von Genossenschaften, welche die Umwand- 
lung der heutigen Profitwirtschaft in eine Aera der 
Gemeinwirtschaft erstreben. Sie sind auf dem besten 
Wege dazu. Sie wollen das dadurch erreichen, dass 
sie sich ein eigenes soziales Kapital bilden, mit der 
Zeit viele Millionen Franken zurücklegen, die wieder 
arbeiten und die Grundlage der zukünftigen Gemein- 
wirtschaft bilden sollen. Das geschieht dadurch, dass 
man nicht alles, was an Ueberschuss erzielt wird, an 
die Mitglieder verteilt, sondern einen Teil zurückhält, 
dass die Mitglieder etwas opfern müssen. Diese Stär- 
kung der Genossenschaft selbst erfolgt dadurch, dass 
man jedes Jahr einen Teil des Ueberschusses ihr als 
Reserve zukommen lässt, eventuell auch durch über- 
mässige Abschreibungen. Da ist kein Mensch da- 
gegen, dass diese Ansätze steuerpflichtig sein sollen. 
Dagegen in Beziehung auf das, was den Mitgliedern 
zukommt, sollte sich der Fiskus damit begnügen, dass 
er sagt: Dadurch werden die einzelnen Mitglieder 
leistungsfähiger und steuerkräftiger, und da es sich 
um eine reine Buchungsfrage handelt, wollen wir auf 
diesen Teil des Ueberschusses als Obiekt der Steuer- 
pflicht überhaupt Verzicht leisten. Denn tatsächlich 
kann es ia vorkommen, dass eine Genossenschaft es 
fertig bringt, hohe Ueberschüsse zu erzielen und trotz- 
dem den Fiskus leer ausgehen zu lassen. Wir haben 
z. B. die Produktionsgenossenschaften der Milch- 
produzenten. Durch deren Tätigkeit ist doch un- 
zweifelhaft der Milchpreis in der Schweiz allgemein 
nach oben reguliert worden. Sie haben ihren Mit- 
gliedern grosse Vorteile verschafft. Nun zeigt es sich 
aber, dass der Fiskus in keiner Weise etwas davon 


hat, weil der ganze erzielte Erlös sofort ausgezahlt 
wird und nicht in den eigentlichen Marktpreis und 
den Ueberschuss geteilt wird. Dieses System könnte 
weiter ausgebildet werden. Eine Lieferungsgenossen- 
schaft könnte den Abnehmern vorschreiben: Der Ge- 
nossenschaft lieferst Du den Normalpreis und direkt 
an die einzelnen Mitglieder lieferst Du den Ueber- 
schuss; dann erzielt die. Genossenschaft gar keinen 
Ertrag; das wäre eine zulässige Buchung. Anderseits 
können die Mitglieder einer Ersparnisgenossenschaft 
sagen: Wir wollen anlässlich der Deckung unserer 
Haushaltsbedürfnisse Jahr für Jahr den Mietzins auf 
die Seite legen; er beträgt so und so viel. Wir wollen 
also zu dem Preise der einzukaufenden Lebensmittel 
so und so viel Prozent schlagen. Das ist in England 
bei grossen Konsumvereinen der Fall. Die haben alle 
Vierteliahre Ueberschussverteilung, und die Mit- 
glieder wissen es so einzurichten, dass ihre Rück- 
vergütung ungefähr den Mietzins erreicht. Da wird 
oft mehr bezahlt für die Ware als der Marktpreis. 
Eine solche Ersparnismöglichkeit wäre nach der Vor- 
lage zur Steuer heranzuziehen, so dass nicht ein Ein- 
kommen, sondern sogar eigentlich ein Verlust be- 
steuert werden würde. 

Das sind diejenigen Punkte, die im allgemeinen 
bezüglich der Genossenschaftsbesteuerung erörtert 
werden mussten. (Schluss folgt.) 


SZ 


Zur Papierversorgung des Landes 


hat der «Schweiz. Zeitungsverlegerverein» seit 
Jahren Stellung genommen, als Vertreter der In- 
teressen der Zeitungen und Zeitschriften aller 
partei- und wirtschaftspolitischen Richtungen. Zahl- 
reiche Eingaben und Konferenzen mit Behörden 
geben von dieser umfangreichen Arbeit ein Zeugnis 
ab. Kürzlich gelangte das Volkswirtschaftsdeparte- 
ment mit der Einladung an den Verlegerverein, 
Postulate einer konsultativen Konferenz vom 4. Sep- 
tember 1918 zu begutachten. Der leitende Ausschuss 
und später der Gesamtvorstand des Vereins, haben 
sich dieser Aufgabe unterzogen und am 16. Oktober 
dem Departement das Ergebnis der Beratungen in 
einer umfangreichen Schrift unterbreitet. 

Aus dieser Schrift bringt der «Schweiz. Konsum- 
Verein» einen einzelnen Abschnitt zum Abdruck, der 
12 Zeilen der ungefähr 300 Druckzeilen umfassenden 
Vorlage darstellt. Und dieser Auszug wird mit dem 
Titel versehen: «Der Schweiz. Zeitungsverleger- 
verein gegen die genossenschaftliche Presse», ob- 
schon bereits aus dem Auszug hervorgeht, dass es 
sich hier nicht um eine einseitige Stellungnahme 
handeln kann, indem gleichzeitig auch die Organe 
der Rabatt- und Detaillistenverbände für die gleichen 
Massnahmen angeführt wurden. 

Es ist selbstverständlich und natürlich, dass sich 
die Organe des V.S.K. zur Sache äussern. Ob dies 
unbedingt mit der Verlegung der Diskussion auf das 
persönliche Gebiet verbunden werden muss, bleibt 
eine Frage für sich. Der Verlegerverein hat sich 
bisher erfolgreich bemüht, die schutzbedürftige 
Schweizerpresse unparteiissch zu vertreten. Er 
wird von dieser Richtlinie seines Handelns nicht 
abweichen. 

Aus der erwähnten Eingabe geht klar und deut- 
lich hervor, dass mit aller Entschiedenheit der Ver- 
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legerverein darauf dringt, dass vorerst der Verbrauch 
aller derjenigen Papiere eingeschränkt werde, die 
nicht weiterer Verarbeitung unterliegen. Bis jetzt 
ist effektiv nur der Verbrauch der Zeitungen ra- 
tioniertt. Wird diese Rationierung verschärft und 
auf andere unentbehrliche Druckerzeugnisse aus- 
gedehnt, so kommen viele Arbeitskräfte um ihr Brot. 
(Bekanntlich sind über 50,000 Lohnerwerbende in 
der graphischen Branche tätig.) Darum hat der Ver- 
legerverein alle diejenigen Sparmöglichkeiten in den 
Vordergrund gestellt, die eine Arbeitslosigkeit ver- 
meiden lassen. An dieser Stelle besonders hervor- 
zuheben ist drenorme VerbrauchanEin- 
wickel- und Packpapier. Es wäre ein be- 
sonderes Verdienst der Genossenschaftspresse und 
-Organe, wenn sie vermehrt hiebei mithelfen würden, 
dass kein Bogen Papier unnütz zum Einpacken ver- 
wendet wird. Es steht ganz bedenklich mit der 
Papierversorgung des Landes und es hat schon Tage 
gegeben, da die Fabrikation, wegen Mangel an ge- 
wissen Materialien, überhaupt in Frage stand. Zu 
beachten ist, dass Papierersparnis eine Holz- und 
Kohlenersparnis zur bestimmten Folge hat. 

Nicht aus eigenem Antriebe, sondern um auf die 
zur Begutachtung vorliegenden Postulate zu ant- 
worten, sind auch gewisse Kategorien periodischer 
Zeitungen und Zeitschriften für die Möglichkeit 
weiterer Rationierung in Erwägung gezogen worden; 
dies mit der Forderung, dass eine Fachkommission 
eingesetzt werden möge, die eingehend alle Einzel- 
heiten prüft, wobei es selbstverständlich ist, dass die 
betreffenden Kreise angehört werden. 

Der Verlegerverein hat nicht zu Gericht ge- 
sessen über Wert und Zweckmässigkeit der einzelnen 
Periodica. Angesichts der Verhältnisse, die zu 
weiteren tiefeinschneidenden Papiersparmassnahmen 
führen können, sind jedoch — aus einer Zwangslage 
heraus — vorausschauend weitere Sparmöglich- 
keiten gesucht worden, die aber erst in Anwendung 
kommen sollen, wenn die Einsparung nicht weiter 
verarbeiteter Papiere unzureichend ist. Das führte 
zu Vorschlägen, die eine Einschränkung oder zeit- 
weise Sistierung gewisser Vereins- und Gratisblätter 
vorsehen. 

Der Krieg hat unsere Landesbehörden schon zu 
in das Privat- und Wirtschaftsleben tief eingreifenden 
Massnahmen gezwungen. Verlangt es die Not, so 
werden auch die Zeitungen und Zeitschriften ein 
weiteres Opfer bringen, nachdem sie bisher als 
Papierverbraucher einzig und erheblich einge- 
schränkt wurden. Dass erst in letzter Linie die 
Nachrichten- und Parteipresse weiter eingeschränkt 
werden soll, darüber sind sich die Verleger aller 
Richtungen einig. Die Nachrichtenpresse hat im 
Dienste der Allgemeinheit und aller Parteien viel- 
seitige Aufgaben zu erfüllen. Eine allzu grosse Ein- 
schränkung würde in unserem demokratischen 
Staatswesen zum mindesten bedenklich sein. (Es 
denke ein jeder an sein politisches Leibblatt!) 
Darum hat sich der Verlegerverein nicht zum Richter 
aufgeworfen, sondern aus den Erfahrungen heraus 
Stellung zu den ihm vorgelegten Postulaten ge- 
nommen. Fühlt sich die Genossenschaftspresse da- 
durch in ihren Interessen betroffen, so handelt es 
sich zum mindesten um keine Einseitigkeit der Vor- 
schläge des Verlegervereins. Das geht klar aus dem 
am 16. Oktober an das Volkswirtschaftsdepartement 
abgegangenen Gutachten hervor, das von der Not- 
lage in der Papierversorgung spricht und einzig von 
dieser aus erwägt und handelt. Und bisher hat der 
Verlegerverein mit den Erfolgen, die er zugunsten des 


Pressgewerbes erzielte, auch jeweils der Genossen- 
schaftspresse geholfen. Horand. 


Anmerkung des Herausgebers: 


Zu vorstehender Rechtfertigung, der wir nach 
dem Grundsatz «audiatur et altera pars» Raum ge- 
währen, haben wir folgende Bemerkungen zu 
machen: 


1. Man könnte nach dem Wortlaut der Ein- 
sendung annehmen, an der Konferenz vom 4. Sep- 
tember seien die Zeitungsverleger nicht vertreten 
gewesen, während das Gegenteil zutrifft und bereits 
dort einseitige Beschränkungen gegen die nicht 
dem Verein der Zeitungsverleger angeschlossene 
Presse vorgeschlagen wurden. 


2. Die Denkschrift der Zeitungsverleger konnten 
wir im Zeitalter der Papierersparnis doch nicht voll- 
ständig zum Abdruck bringen; den Gesamteindruck, 
den dieselbe erweckt, haben wir durch den Vergleich 
mit der Anrufung des heiligen St. Florian unseres 
Erachtens richtig wiedergegeben; das Zitat von 12 
Zeilen genügte, um die bezüglich der Genossen- 
schaftspresse gewünschte einseitige Einschränkungs- 
forderung ins richtige Licht zu stellen. Daneben, 
das wollen wir gerne zugeben, verlangt die Eingabe 
auch noch andere Einschränkungen von Gebrauchs- 
papieren und von Periodica, natürlich vor Ein- 
schränkung der durch den Verlegerverein vertre- 
tenen Presse. 

3. Dass die Presse der Rabattler mit unserer 
genossenschaftlichen Presse in einen Tigel ge- 
worfen wird, gibt unseres Erachtens keinen Anlass 
zur Milderung, sondern höchstens zur Verschärfung 
unserer Kritik, wobei wir ausdrücklich betonen, dass 
wir keine Ausnahmsbehandlung der Rabattpresse 
verlangen. 


4. Wenn ein Mitglied der obersten Behörde des 
zweitgrössten Verbandsvereins unserer Bewegung 
einem Begehren um ausnahmsweise schlechte Be- 
handlung der Genossenschaftspresse mit seinem 
Namen zu Gevatter steht, kennen wir keine Gründe, 
die uns veranlassen dürften, gegen solche aus dem 
eigenen Lager kommende Angriffe auf die Gleich- 
berechtigung unserer Presse mit der Tagespresse 
Vogel-Strausspolitik zu treiben. Herr Horand hätte 
als Genossenschafter die Verpflichtung gehabt, die 
unzutreffende Meinung seines Arbeitgebers über die 
angebliche Minderwertigkeit der genossenschaft- 
lichen Presse zu korrigieren zu suchen. Hier heisst 
es: «den Anfängen wehren!» Dass übrigens mit der 
Anführung der genossenschaftlichen Vertrauens- 
stellung, die Herr Horand besitzt, nur er persönlich 
und nicht die übrigen Mitglieder des gleichen genos- 
senschaftlichen Organes betroffen werden sollte, ist 
klar, da wir mit Recht annehmen durften und das 
seither auch bestätigt erhielten, dass Herr Horand auf 
eigene Verantwortung gehandelt hat und dass seine 
Kollegen im Aufsichtsrate des L. V.Z. eine andere 
Meinung vertreten. 

5. Unsere Presse wird auch von lebenden Wesen 
gesetzt. gedruckt und vertrieben, nicht von Engeln. 
Eine Einschränkung unserer Presse würde auch 
Arbeitslosigkeit verursachen. 


6. Unsere Presse hat in Mahnungen zur 
Einschränkung des Papierverbrauches, speziell für 
Packpapiere aller Art, das Menschenmögliche getan 
und dafür jedenfalls mehr Raum aufgewendet, als 
die Tagespresse; dazu veranlasste uns schon die 
Rücksicht auf die Verminderung der Unkosten 
unserer Verbandsvereine. 
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7. Sobald der Verlegerverein den Antrag stellt, 
man solle die nicht von seinen Mitgliedern heraus- 
gegebene Presse stärker oder schärfer rationieren, 
als die seinige, gibt er ein Urteil über Wert und 
Zweckmässigkeit der verschiedenen Arten von 
Pressorganen ab, und zwar als Richter in eigener 
Sache zu seinen Gunsten. 

8. Wir beanspruchen für unsere Presse das 
Zeugnis, dass sie sich um die Aufklärung der 
Schweizer Bevölkerung während des Krieges min- 
destens so verdient gemacht hat, als wie die Tages- 
presse, gerade weil wir mit der Herausgabe unserer 
Pressorgane kein Geld verdienen, keinen Profit er- 
ziglen wollen, sondern im Gegenteil Jahr für Jahr 
noch bedeutende Zuschüsse aus den übrigen Be- 
trieben des Verbandes leisten müssen. 

9. Aufklärung der Bevölkerung und nicht 
Gewinnerzielung an Dritten ist unser Leitmotiv 
bei Herausgabe unserer Presse und darum verlangen 
wir, dass wir von den Kriegswirtschaftsstellen 
mindestens nicht schlechter behandelt werden, als 
die auf Erwerb ausgehende Presse, 

10. Dass wir von den Erfolgen des Verleger- 
vereins als «Schmarotzer» mitprofitieren, war uns bis 
jetzt nicht bekannt. Wir brauchen diese Hilfe nicht 
und werden uns auch in Zukunft am besten selbst 
zu helfen wissen. 


SS) 


Der Konsumverein Arbon im Jahre 1917/18. 


Zum zweiten Male überstieg der Umsatz des 
Konsumvereins Arbon eine Million Franken. Wäh- 
renddem er aber die erste Million im Vorjahre nur 
um Fr: 133,184.42 hinter sich liess, erreichte er im 
Berichtsjahre mit Fr. 1,471,850.58 fast anderthalb 
Millionen. Die Umsatzvermehrung ist teilweise auf 
die Preissteigerung, teilweise auf die Zunahme der 
Mitgliederzahl, teilweise aber wohl auch auf die 
vermehrte Inanspruchnahme der Genossenschaft 
von seiten der Mitglieder zurückzuführen. Die Zahl 
der Mitglieder erhöhte sich um 116 auf 1543, da- 
gegen ging die Zahl der warenbeziehenden Nicht- 
mitglieder um 184 auf 737 zurück. 

Die einzelnen Verkaufsläden haben in sehr un- 
gleichem Masse Waren vermittelt. Den höchsten 
Umsatz mit Fr. 339,900.— verzeichnet ein Laden in 
Arbon. Es folgen mit Fr. 222,400.—, Fr. 210,900.— 
und Fr. 148,900.— drei weitere Läden in Arbon, 
dann mit Fr. 128,900.— die Ablage in Steinach, dann 
mit Fr. 122,400. wiederum ein Laden in Arbon. 
dann mit Fr. 84,634.50 die Ablage in Horn, dann mit 
Fr. 64,200.— der Schuhladen in Arbon und schliess- 
lich mit Fr. 45,300.— die Ablage in Roggwil. Der 
Umsatz in Brennmaterialien beläuft sich auf Franken 
35,847.32, die weiteren direkten Verkäufe betragen 
Fr. 68.468.76. Die Bäckerei hat Brot und Backwaren 
im Werte von Fr. 268,219.27 hergestellt. 

Die gesamten Einnahmen auf Betriebsrechnung 
beziffern sich auf Fr. 213,867.25, die Ausgaben auf 
Fr. 120.642.12, der Reinüberschuss somit auf Fran- 
ken 93.225.13. Aus dem Reinüberschuss fliessen 
Fr. 9300.— dem Reserve-, Fr. 3503.75 dem Bau- 
reserve- und Fr. 1845.— dem Dispositionsfonds zu, 
Fr. 8000.— werden auf Liegenschaften und ie Fran- 
ken 1000.— auf Mobilien und Maschinen abge- 
schrieben. Fr. 57.400.57 (9%) den Mitgliedern auf 
Fr. 637.784.15 und Fr. 10,751.41 (7%) den Nicht- 


mitgliedern auf Fr. 153,591.69 eingeschriebene Be- 
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züge rückerstattet und Fr. 424.40 auf neue Rechnung 
vorgetragen. Nach Verteilung des Reinüberschusses 
weist die Bilanz folgendes Bild auf: Waren 
Fr. 294,391.02, Bankguthaben Fr. 207.90, Bäckerei 
Fr. 8774.70, Schuhwaren Fr. 58,294.40, Brennmate- 
rialien Fr. 10,134.50, Kasse Fr. 2177.39, Liegen- 
schaften Fr. 317,500.—, Wertschriften Fr. 13,000.—, 
Mobilien Fr. 7800.—, Maschinen Fr. 2200.—, Spar- 
einlagen der Mitglieder Fr. 53,185.35, Kreditoren 
Fr. 147,011.78, Anteilscheinzinsen Fr. 952.70, Obliga- 
tionenzinsen Fr. 4548.70, Anteilscheine Fr. 18,705.—, 
Obligationen Fr. 97,300.—, Reservefonds Fr. 124,800. 
Baureservefonds Fr. 100.—, Dispositionsfonds 
Fr. 8300.—, Hypotheken Fr. 191,000.—, Rückvergü- 
tungen Fr. 68,151.98, Vortrag auf neue Rechnung 


Fr. 424.40. 
A) 


Die Stellung der französischen Mehrheitspartei 
zu den Konsumvereinen. 


Wir finden in der «Action Coop6rative» vom 
11. Oktober folgende Mitteilung: 

Im Laufe seiner letzten Besammlung hat das 
Exekutivkomitee der radikalen und der radikal-sozia- 
listischen Partei nach Anhörung eines Berichtes des 
Abgeordneten Herrn Justin Godard, früheren Unter- 
staatssekretärs, über die Frage der Verteuerung 
der Lebenshaltung und die Konsum- 
vereine und nach einem Eintreten des Herrn Des- 
hages, Sekretärs der parlamentarischen Genossen- 
schaftsgruppe, für die Schlussfolgerung dieses Be- 
richtes folgende Tagesordnung angenommen: 


In Erwägung 


der wichtigen Dienste, die durch die Konsumvereine 
seit Kriegsausbruch dem Lande erwiesen wurden und 
in Berücksichtigung des voraussichtlich langen Zeit- 
raumes, während dessen nach dem Kriege die Lebens- 
haltung erschwert sein wird, 

erachtet das Exekutivkomitee es 
notwendig, dass die Konsumgenossenschafts- 
bewegung durch die öffentliche Verwaltung unter- 
stützt und gefördert werden soll. 

Die Konsumgenossenschaft ist für den Bürger 
nicht nur ein Mittel, gegen die Verteuerung der 
Lebenshaltung anzukämpfen, sondern sie bietet ihm 
auch die Möglichkeit, sich mit den Fragen der Pro- 
duktion, des Kaufes und Verkaufes und der Vertei- 
lung zu befassen und Ueberschüsse für soziale Werke 
zu seiner Verfügung zu stellen. Sie ist überdies ein 


wirksames Mittel zur wirtschaftlichen Belehrung in 
volkswirtschaftlichen Fragen und zur Erziehung in 
der Demokratie. 


Bundesbeiträge zur Verbilligung von Haus- 
brandkohlen und Kochgas für Notstandsberechtigte. 
Durch Bundesratsbeschluss vom 29. Ok- 
tober werden Beiträge zur Verbilligung der Haus- 
brandkohle oder des Kochgases für Einzelpersonen 
oder Haushaltungen bewilligt, die zum Bezuge von 
Notstandsmilch oder Notstandsbrot berechtigt sind 
(über die im Bundesratsbeschluss vom 17. Juli ge- 
nannten Beiträge hinaus). Der Beitrag des Bundes 


‘“ 


456 


No. 44 


SCHWEIZ. KONSUM-VEREIN 


beträgt 3 Fr. pro Berechtigten, sofern Kanton und Ge- 
meinde einen weiteren Beitrag von mindestens 2 Fr. 
leisten; er beträgt Fr. 3.60, sofern Kanton und Ge- 
meinde Fr. 2.40 leisten. Der Wohnortsgemeinde ist, 
‚falls nicht ausserordentliche Verhältnisse vorliegen, 
nicht weniger als ein Sechstel des Gesamtzuschusses 
aufzuerlegen. Kantonen und Gemeinden, die bereits 
2 Fr. oder mehr zu diesem Zwecke aus eigenen Mit- 
teln geleistet haben, wird der Bundesbeitrag als nach- 
trägliche Rückvergütung ausgerichtet. 

Der Bundesbeitrag wird als einmaliger Beitrag 
für die Zeit bis 30. April 1919 denienigen Notstands- 
berechtigten gewährt, welche Hausbrandkohle kaufen 
oder mit Gas kochen müssen. Der Peitrag wird in 
Marken verabiolgt, die von Kohlenhändlern oder Gas- 
werken bis 30. April an Zahlungsstatt angenommen 
werden. Der Beschluss tritt sofort in Kraft. 


% | Kreiskonferenzen : 
AR @WR900H30R008203926002r2250020909223 


Protokoll der Konferenz der Kreisvorstände des 
V.S.K. vom Sonntag, den 27. Oktober 1918, 
vormittags 10 Uhr, im «Restaurant Post», Basel, 
Vertreten sind nach separater Präsenzliste 10 

Kreisverbände mit 31 Delegierten. Ferner sind zu- 

gegen 6 Mitglieder des Aufsichtsrates, die keine 

Kreisverbände vertreten, sowie 4 Mitglieder der 

Verwaltungskommission und 4 Angestellte des 

V,S.K. Die Vertreter der Kreisverbände IIlb und 

VI haben sich telegraphisch entschuldigt. 

Um 10!/, Uhr eröffnet Herr Dr. Kündig, Prä- 
sident des Aufsichtsrates des V.S.K. die Sitzung, 
für die folgende Traktanden vorgesehen sind: 


1. Besprechung der Eingabe an den Bundesrat 
betr. Konzessionierung und Kontingentierung 
der Konsumgenossenschaften. 

. Besprechung von Steuerfragen. 

. Neue Verwaltungsorganisation des V.S.K. 

. Allfälliges. 


1. Nach einem Referat des Präsidenten der Ver- 
waltungskommission, Herrn B. Jaggi, über die Ur- 
sachen und Beweggründe die die Verwaltungskom- 
mission veranlassten, am 20. September 1918 an den 
Schweizerischen Bundesrat in Bern eine Eingabe zu 
richten betreffend Konzessionierung, Kontingentie- 
rung und Rationierung der konsumgenossenschaft- 
lichen Organisation, beschliesst die Versammlung 
einmütig folgende 


AOQw 


h Resolution. 

Die am 27. Oktober 1918 in Basel versammelten 
Delegierten der Kreisverbände des Verbandes schweiz. 
Konsumvereine (V.S.K.) in Basel, Vertreter von 462 
Verbandsvereinen, die rund 340,000 Familien um- 
fassen, 

a) stellen fest, 


1. dass durch die bisherige Regelung der Abgabe von 
Waren, die der Kontingentierung oder Konzessio- 
nierung unterworfen oder monopolisiert sind, die 
Organisationen der Verbraucher oft verkürzt und 
in die Unmöglichkeit versetzt worden sind, sogar 
der innerhalb der Rationierungsvorschriften sich 
geltend machenden Nachfrage ihrer Mitglieder zu 
entsprechen; 

2. dass dadurch sowohl die Gründung neuer Konsum- 
vereine verunmöglicht oder erschwert wurde, wie 
auch vielfach Mitglieder von bestehenden Konsum- 
vereinen gezwungen wurden, ihren Bedarf statt bei 


der eigenen Organisation, bei den Verkaufsstellen 
des Privathandels — und zwar, soweit es sich 
nicht um durch Höchstpreise gebundene Waren 
handelt, oft zu übersetzten Preisen — einzukaufen; 

3. dass hierdurch das in der Bundesverfassung ge- 
währleistete Recht der Konsumenten, ihre Konsum- 
kraft zu organisieren und sich von dem Tribut an 
den Privathandel zu befreien, illusorisch gemacht 
und infolge des amtlich auferlegten Zwanges die 
Freiheit der einzelnen Konsumenten beeinträchtigt 
wird; 

4. dass durch diese Regelung zugunsten des Privat- 
handels einträgliche Monopole und Privilegien zur 
Benachteiligung des Konsumenten geschaffen 
werden; 

b) protestieren 


gegen die Anmassungen der am 3. Oktober 1918 in 
Bern abgehaltenen Händlerversammlung, die unter 
missbräuchlicher Auslegung des Begriffes Freiheit 
zwar für den Privathandel die weitere Freiheit zur 
Ausbeutung der Konsumenten beansprucht, den Kon- 
sumenten dagegen die Freiheit, sich auf dem Wege 
der Selbsthilfe zu schützen, benimmt; 


c) unterstützen deshalb mit Einmut 


die von der Verwaltungskommission des Verbandes 
schweiz. Konsumvereine am 20. Sept. 1918 an den 
Bundesrat gerichtete Eingabe betreffend Schaffung 
voller Freiheit für die Organisation der Konsumenten; 


d) sprechen die Erwartung aus, 


dass der Bundesrat dieser auch von andern Ver- 
braucherorganisationen unterstützten Eingabe in 
vollem Umfange entsprechen und Nachachtung ver- 
schaffen werde; 


e) und beauftragen die Verwaltungskommision des 
Verbandes schweiz. Konsumvereine, 


für den Fall, dass wider Erwarten der Eingabe nicht 
entsprochen werden sollte, alle anderweitigen Mittel 
anzuwenden, um den in der Eingabe gestellten Be- 
gehren und dadurch der Freiheit der Konsumenten in 
der Deckung der Bedarfsartikel wiederum freie Bahn 
zu schaffen. 

2. Steuerfragen. Herr Dr. Schär, Vizepräsident 
der Verwaltungskommission referiert eingehend über 
verschiedene von ihm aufgestellte Thesen betreffend 
die Steuerpflicht der Wirtschafts- und Erwerbsge- 
nossenschaften in der Schweiz. Nach gewalteter 
l>iskussion an der sich die Herren F. Tschamper, Bern, 
Advokat J. Huber, Rorschach und der Referent be- 
teiligten, wird einstimmig beschlossen, den Behörden 
des V.S.K. Auftrag zu erteilen, die Frage betreffend 
Besteuerung der Konsumgenossenschaften zu stu- 
dieren und innert angemessener Zeit den Verbands- 
vereinen oder Kreisverbänden eine Vorlage zu unter- 
breiten. j 

3. Verwaltungsreorganisation des V.S.K. Ein 
eingehendes Referat des Präsidenten der Verwal- 
tungskommission, Herrn B. Jaggi, über die am 
1. Juni 1918 vom Aufsichtsrat beschlossene neue Ver- 
waltungsorganisation des V.S.K., die auf 1. Dezem- 
ber 1918 in Kraft gesetzt werden soll, wird von der 
Versammlung diskussionslos zur Kenntnis genommen. 


Schluss der Konferenz 12 Uhr. 


Für die Richtigkeit der Protokolle: 


Der Protokollführer: 
E. O. Zellweger. 


Der Vorsitzende: 


Dr. R. Kündig. 
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Kreisverband IV (Kantone Solothurn, Baselland 
und Baselstadt). 

Den tit. Vorständen der Kreisvereine diene zur 
gefl. Kenntnisnahme, dass der Grippe und der 
schlechten Eisenbahnverbindungen wegen von der 
Einberufung der üblichen Herbstkonferenz dieses 
Jahr abgesehen wird. 

Der Kreisvorstand IV. 


090000900980000900060020399002000960H500000039095992080 
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Ortsverlegung der Versammlung. 


Infolge des wegen der Grippe erlassenen Ver- 
sammlungsverbotes kann die Konferenz betreffend 
Kollektiv-Versicherungen nicht in Olten abgehalten 
werden. 


Die Zusammenkunft findet demgemäss statt: 


Sonntag, den 10. November 1918, vormittags 10 Uhr 
im Sitzungssaale des Verbandes schweiz. Konsum- 
vereine (V.S.K.) in Basel, Thiersteinerallee 14. 

Wir bitten alle Interessenten hievon Vormerkung 
zu nehmen. 


Norwegen. 


Die genossenschaitliche Landesvereinigung Nor- 
wegens im Jahre 1917. Währenddem im laufenden 


Jahr auch die genossenschaftliche Grosseinkaufs- 
stelle Norwegens, wie ihre Schwestergesellschaiten 
in Deutschland, Dänemark und Schweden bereits im, 
Jahre 1917, den ungünstigen Einfluss der immer mehr 
zunehmenden Warenknappheit stark zu verspüren 
bekommt, konnte sie im Berichtsjahre noch eine 
schöne Umsatzsumme verzeichnen. Gegenüber 
Kr. 6,021,135.73 im Jahre 1916 betrug er im Jahre 
1917 Kr. 8,332,311.11, also Kr. 2,311,175.38 bezw. 
38,4% mehr. Die Mitgliederzahl stieg von 205 (mit 
47,000 Einzelmitgliedern) am Anfang auf 237 (mit 
60,000 Einzelmitgliedern) am Schlusse des Jahres. 
48 Eintritten stehen 16 Austritte gegenüber. Die 
Tabakfabrik der Grosseinkaufsgesellschait erzielte 
einen Umsatz von Kr. 410,429.52, d. h. 81% mehr als 
im Vorjahre, die Kaffeerösterei einen solchen von 
203,061 kg bezw. 76,400 kg, die Butterfabrik «Nor- 
wegen» einen solchen von 788,890 kg bezw. 992,719 
Kilo oder Kr. 1,612,225.— bezw. Kr. 1,404,045.—, Man 
kann aus diesen Zahlen ersehen, dass die Eigenpro- 
duktion der Grosseinkaufsgesellschaft schon einen 
recht schönen Betrag des Gesamtumsatzes aus- 
macht. Die Monatszeitschrift «Kooperatören» er- 
schien in einer Auflage von 43,300 Exemplaren. An 
genossenschaftlichen Theatervorstellungen fand im 
Berichtsjahre nur eine statt. Das Personal der Gross- 
einkauisgesellschaft belief sich am Schlusse des 
Jahres auf 59, nämlich 44 männliche und 15 weibliche 
Angestellte. Der Reinüberschuss beziffert sich auf 
Kr. 359,230.65. Davon fliessen ie Kr. 37,000.— dem 
Liegenschaftsfonds, dem Produktionsfonds und dem 
Garantiefonds, Kr. 11,591.74 dem Aufklärungs- und 
Propagandafonds, Kr. 2311.64 dem Reservefonds und 
ie Kr. 10,000.— dem Pensionsfonds, dem Ferienheim- 
fonds und dem Tuberkulosenfonds zu, Kr. 9709.15 
werden als Zins auf die Anteilscheine ausgerichtet, 
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Kr. 147,123.24 (2% der rückvergütungsberechtigten 
Bezüge von Kr. 7,356,161.93) den Mitgliedern rück- 
erstattet und Kr. 39,494.08 auf neue Rechnung vor- 
getragen (Vortrag vom Vorjahre in der Höhe von 
Kr. 4729,85 inbegriifen). Die Anteilscheine belaufen 
sich auf Kr. 203,892.36, der Liegenschaftsfonds auf 
Kr. 71,000.—, der Garantiefonds auf Kr. 70,827.—, 
der Aufklärungs- und Propagandafonds auf 23,738.05 
Kronen, der Produktionsionds auf Kr. 60,000.—, der 
Reservefonds auf Kr. 46,232.75, der Repräsentations- 
fonds auf Kr. 16,298.02, der Pensionsfonds auf 10,000 
Kronen, der Ferienheimfonds auf 10,000 Kronen und 
der Tuberkulosefonds auf 10,000 Kronen, die Schuld 
der Bankabteilung auf Kr. 1,079,803.35, die Waren- 
vorräte auf Kr. 870,331.99, die Liegenschaften aui 
Kr. 340,000.—, die Debitoren auf Kr. 736,204.70. 


England. 


Henry Dyer f. In Glasgow starb am 25. Sep- 
tember nach kurzer Krankheit der langiährige Her- 
ausgeber des «Scottish Co-operator», Henry Dyer. 
Der Verstorbene bezog im Jahre 1868 die Glasgower 
Universität, doktorierte an derselben 1873 als Inge- 
nieur und ging bald darauf nach Japan, wo er als 
Lehrer an einer technischen Hochschule in die Dienste 
der Regierung trat. Nach zehnjähriger fruchtbarer 
Wirksamkeit an dieser Stelle, die ihm Ehren und An- 
erkennung einbrachte, kehrte er nach Glasgow zurück, 
wo er sich eifrig sozialen Studien und Bestrebungen 
hingab. 1891 wurde er als Genossenschaftsvertreter 
in die Schulbehörde der Stadt gewählt, wohin ihn das 
Vertrauen seiner Wähler immer aufs neue berief. 
Weiteren, auch ausländischen, Genossenschafts- 
kreisen wurde er als Schriftleiter des «Scottish Co- 
operator» bekannt. Er verstand es nicht nur, dem 
Propaganda-Organ unserer schottischen Freunde 
tüchtige Mitarbeiter zuzuführen, sondern schrieb auch 
rund zwei Jahrzehnte hindurch persönlich fast alle 
Leitartikel der Zeitschrift. Dr. Dyer trat auch als 
Verfasser grösserer politischer und geschichtlicher 
Werke hervor, in denen hauptsächlich Probleme des 
fernen Ostens behandelt werden. 


AA TREE 
Verbandsnachrichten ©) 


Beschlüsse der Verwaltungskommission betr. 
Neuorganisation des V.S.K. vom 16. Oktober 1918. 


I. 


Inkrafttreten des Regiementes der Verwaltungs- 
kommission. 


Gestützt auf den Beschluss des Aufsichtsrates 
vom 21. September 1918, wonach der Verwaltungs- 
kommission die Ermächtigung erteilt wurde, das am 
1. Juni 1918 vom Aufsichtsrat beschlossene Regle- 
ment der Verwaltungskommission und die am 
gleichen Tage genehmigten Beschlüsse der Ver- 
waltungskommission betreffend Errichtung von Ab- 
teilungen und Departementen schon vor dem 1. Ja- 
nuar 1919 ganz oder teilweise in Kraft zu setzen, so- 
weit die Verhältnisse dies wünschbar machen, 


beschliesst die Verwaltungskommission: 
Es werden auf den 1. Dezember 1918 in Kraft 
gesetzt: j 
1. Reglement für die Verwaltungskommission, be- 
schlossen vom Aufsichtsrat am 1. Juni 1918; 


2. Beschluss der Verwaltungskommission vom 
1. Juni 1918 betreffend Geschäftsstelle für den 
Geld-, Zahlungs- und Kreditverkehr und eine 
zentrale Depositenkasse des V.S.K. (Bank- 
abteilung); 

3. Beschluss der Verwaltungskommission vom 
1; u 1918 betreffend Treuhandabteilung des 


4. Beschluss der Verwaltungskommission vom 
1. Juni 1918 betreffend Abteilung für Bauwesen 
des: V4SJRes 

5. Beschluss der Verwaltungskommission vom 
1. Juni 1918 betreffend Abteilung für Landwirt- 
schaft des V.S.K.; 

6. Beschluss der Verwaltungskommission vom 
1. Juni 1918 betreffend Departement für Propa- 
zganda-, Rechts- und Bildungswesen des V.S.K.; 

7. Beschluss der Verwaltungskommission vom 
1. Juni 1918 betreffend Departement für Lebens- 
mittel des V.S.K.; 

8. Beschluss der Verwaltungskommission vom 
1. Juni 1918 betreffend Departement für Schuh-, 
Manufaktur- und Merceriewaren des V.S.K.; 

9, Beschluss der Verwaltungskommission vom 
1. Juni 1918 betreffend Departement für Brenn- 
stoffe und sonstige Gebrauchsartikel des V.S.K. 


II. 


Lokalitäten für den Betrieb der einzelnen Abteilungen 
und Departemente. 
ıE 

In Ausführung der Beschlüsse vom 1. Juni 1918 
werden den im Reglement für die Verwaltungs- 
kommission vorgesehenen Abteilungen und Departe- 
menten folgende Lokalitäten zur Verfügung, bezw. 
zur Benützung gestellt: 


I. Präsidial-Departement. 
a) Zentralverwaltung: 
Thiersteinerallee 14: Ein Teil des Erdgeschosses. 


» I. Stockes. 
» II. » 
» IV. » 


b) Bankabteilung: 

Thiersteinerallee 14: Ein Teil des II. Stockes. 
c) Treuhandabteilung: 

Thiersteinerallee 14: Ein Teil des I. Stockes. 
d) Abteilung für Bauwesen: 

Thiersteinerallee 22: I. Stock. 
e) Abteilung für Landwirtschaft: 

Thiersteinerallee 22: Erdgeschoss. 
II. Departement: Propaganda, Rechts- und Bildungs- 


wesen. 
Thiersteinerallee 14: Ein Teil des Erdgeschosses 
» I. Stockes. 
Tellstrasse 62. 
Tellstrasse 64. 


II. Departement für Lebensmittel. 


Niederlassung Pratteln mit den dort eingerichteten 
technischen Betrieben. 

Niederlassung Wülflingen. 

Niederlassung Westschweiz. 

Niederlassung Tessin. 

Die gemieteten Lager: Bümpliz S.B.B. bei Bern. 


IV. Departement für Schuh-, Manufaktur- und 
Merceriewaren. 


Güterstrasse 190: Hauptliegenschaft. 
Hochstrasse/Pieilingerstrasse mit der Schuhfabrik. 
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V. Departement für Brennstoffe und sonstige 
Gebrauchsartikel. 


Thiersteinerallee 14: III. Stock und ein Teil des 
IV. Stockes. 
Güterstrasse 190: kleines Gebäude. 


2. 


Die Mitglieder der Verwaltungskommission 
werden ersucht, dem Präsidenten ihre Vorschläge, 
soweit neue Einrichtungen in den zur Verfügung ge- 
stellten Lokalitäten notwendig sind, möglichst bald 
einzureichen. er 


Zuteilung von Personal an die verschiedenen 
Abteilungen und Departemente. 


In Ausführung des Beschlusses des Aufsichtsrates 
vom 21. September 1918 wird den Abteilungen und 
Departementen das benötigte Personal zugeteilt. Die 
Zuteilung erfolgt nach besonderer Liste. 


IV. 


Arbeitsverlegung nach Pratteln. 


Den Angestellten, die zurzeit in den Betrieben 
des V.S.K. in Basel tätig sind, infolge der Neuorga- 
nisation des V.S.K. dem Departement für Lebens- 
mittel zugewiesen werden und demgemäss ihre 
Arbeit nach Pratteln zu verlegen haben, werden 
vom 1. Dezember 1918 an bis auf weiteres die Aus- 
lagen für Bahnbillets III. Klasse (Abonnement oder 
Arbeiterkarte) vergütet, in allen denjenigen Fällen, 
wo die Verlegung des Arbeitsfeldes von Basel nach 
Pratteln für den betreffenden Angestellten eine Mehr- 
auslage für Bahnbillets verursacht. Das III. Depar- 
tement für Lebensmittel wird ermächtigt, den in Be- 
tracht kommenden Angestellten seinerzeit die er- 
forderlichen Vergütungen zukommen zu lassen. 


Wi 


Festsetzung der Arbeitszeit und Einnahme des 
Mittagessens in Pratteln. 


1. Ab 1. Dezember 1918 wird für das in der Nieder- 
lassung Pratteln beschäftigte Personal folgende 
Arbeitszeit festgesetzt: 

a) für das Personal des Lagerhauses, der tech- 
nischen Betriebe und des Speditions-Bureaus, 
wie bis anhin 

von morgens 7 bis nachmittags 5 Uhr; 

b) für die Bureaux der Niederlassung 
von morgens 7°/, Uhr bis nachmittags 414 Uhr. 

2. Die oben festgesetzte Arbeitszeit gilt für die ge- 
wöhnlichen Wochentage. Am Samstag wird in 
sämtlichen Betrieben bis nachmittags 1 Uhr ge- 
arbeitet, mit Ausnahme der Abteilung Spedition 
und der Postabteilung des Departements, die ihre 
Arbeiten so einzuteilen haben, dass die Annahme 
und der Versand der Waren und Korrespondenzen 
keine Verzögerung erleidet. 

3. Das Mittagessen wird an den Arbeitstagen mit 
Ausnahme des Samstags im Restaurant Bärtschi 
eingenommen, und zwar in zwei Schichten, 
die erste Schicht in der Zeit von 11 Uhr bis 12 Uhr, 
die zweite Schicht in der Zeit von 12 Uhr bis1 Uhr. 

Diese Pause ist so zu verstehen, dass um 

11 Uhr resp. 12 Uhr die Arbeit verlassen und um 

12 Uhr resp. 1 Uhr wieder begonnen wird. 

4. Anlässlich des Mittagessens ist der Genuss alkoho- 
lischer Getränke verboten. 
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5. Die Abgabe des Mittagessens erfolgt gegen Cou- 
pons ä 50 Cts. per Stück. Diese können auf dem 
Bureau des V.S.K. in Pratteln bezogen werden. 

. Es wird ausdrücklich darauf aufmerksam gemacht, 
dass die Coupons nicht an Dritte abgegeben 
werden dürfen, sondern ausschliesslich für die An- 
gestellten des V.S.K. dienen. 


a 


Auinahme Der Ausschuss des Aufsichtsrates 
des V.S.K. hat im seiner Sitzung vom 26. Oktober 
auf Grund von $ 9Ib der Verbandsstatuten in den 
Verband aufgenommen die 

Societe cooperative des Pharmacies Populaires 
de Lausanne, mit Sitz in Lausanne (Waadt), ge- 
gründet den 21. Juli 1905, ins Handelsregister ein- 
getragen den 4. September 1905, Mitgliederbestand 
37 (Krankenkassen), Wirtschaftsgebiet Lausanne, 
zugeteilt dem Kreise 1. 


Protokoll der Genfer Delegiertenversamımnlung. 
Das Protokoll der diesiährigen Delegiertenversamm- 
lung des V.S.K. in Genf (deutsche Ausgabe) ist so- 
eben im Druck erschienen und wurde iedem Ver- 
bandsverein des deutschen Sprachgebietes in ie 
einem Exemplar zugestellt. Vereine, die beim Ver- 
sand allenfalls übersehen worden sind, belieben uns 
davon zu benachrichtigen. 


A.C.V. 


(F.-Korr.) 
schaftsrates kam zur Behandlung der Ratschlag betreffend Lohn- 
erhöhungen an das Personal des A.C.V. Zentralverwalter 
E. Angst als Referent macht darauf aufmerksam, dass im Juni 
d.J. vom Genossenschaftsrat ein Betrag von 300,000 Fr. für 


Basel. In der Sitzung des Genossen- 


Teuerungszulagen bewilligt worden ist. Die Verteilung erfolgte 
in der Weise, dass dem verheirateten Personal Fr. 300.—, dem 
ledigen Fr. 200.— ausgerichtet wurden. Bei der Bewilligung ob- 
genannter Summe war man allgemein der Ansicht, dass die 
Teuerungszulagen nun für das Jahr 1918 ausreichen sollten. Je- 
doch gelangte am 28. August das gewerkschaftlich organisierte 
Personal an die Verwaltungskommission, mit der Forderung, es 
seien sämtliche Löhne ab 1. Oktober um 50 Fr. per Monat zu 
erhöhen. Der Tarifvertrag, der am 1. Juli gekündigt worden war, 
soll bis zum 31. Dezember 1918 in Kraft bleiben. Diese Be- 
gehren um eine Nachteuerungszulage waren nicht ohne weiteres 
von der Hand zu weisen, wenn man berücksichtigt, dass die 
Teuerung der Bedarisartikel in letzter Zeit hauptsächlich in be- 
zug auf Kleidung, Haushaltungs- und Wohnungsbedürfnisse in 
weiterem Steigen begriffen ist. Aus diesem Grunde kam die 
Verwaltungskommission dazu, dem Aufsichtsrat zu beantragen, 
prinzipiell der Ausrichtung einer weiteren Lohnzulage ab I. Ok- 
tober zuzustimmen. Die Prüfung der Forderung des Personals 
ergab, dass ein Betrag von Fr. 170,000.— notwendig wäre, um 
dem Begehren voll zu entsprechen. Zusammen mit den bereits 
verabfolgten Teuerungszulagen würde sich für den A.C,V. eine 
Gesamtausgabe für Teuerungszulagen von über Fr. 450,000.— 
ergeben. Dazu kommen die anfangs dieses Jahres gewährten 
Besoldungserhöhungen und Zulagen im Betrage von Fr. 430,000, 
so dass sich für das Jahr 1918 gegenüber dem Vorjahre eine 
Mehrausgabe von nahezu Fr..900,000.— ergibt. Diese Anforde- 
rungen gehen über die Kräfte des A.C.V. hinaus. 

Nachdem sich der Aufsichtsrat im Prinzip für Berücksichti- 
gung der Forderung des Personals ausgesprochen hatte, bean- 
tragte die Verwaltungskommission, es sei den Verheirateten eine 
Zulage von Fr. 150.—, den Ledigen Fr. 100.— zu bewilligen. Der 
Aufsichtsrat erklärte sich damit einverstanden. — Der Zentral- 
ausschuss für das gewerkschaftlich organisierte Personal stellte 


das Verlangen, es sei auch den ledigen Männern die Zulage von: 


Fr. 150.— zu gewähren. In einer Konferenz mit den Vertretern 
des Personals erklärte sich die Verwaltungskommission bereit, 
dem Genossenschaftsrat diese Aenderung des Aufsichtsrats- 
beschlusses zu befürworten. Weiter sollte aber der Genossen- 
schaftsrat nicht gehen. Die Forderung, auch dem weiblichen 
ledigen Personal Fr. 150.— zu bewilligen, würde die Ausgabe für 
die Lohnzulage um Fr. 30,000.— übersteigen, ein Betrag, der bei 
der heutigen Lage der Genossenschaft schwer ins Gewicht fällt. 


Bei der vorgeschlagenen Zulage ist davon abgesehen 
worden, die Höhe der Lohnzulage nach den verschiedenen Be- 
soldungsklassen abzustufen; es wird der Neuregelung der Be- 
soldungen für das Jahr 1919 vorbehalten, die Erhöhungen für 
die einzelnen Besoldungsklassen zu bemessen, 

Zu diesem Geschäft liegen zwei Eingaben vor, die der Vor- 
sitzende zu Beginn der Verhandlungen zur Kenntnis bringt. Der 
Verein der Angestellten des A.C, V. stellt das Gesuch, der Ge- 
nossenschaftsrat wolle beschliessen, es sei die im Ratschlage 
der Verwaltungskommission den männlichen und verheirateten 
weiblichen Personen, sowie für Witwen mit Kindern vorgeschla- 
gene Zulage von Fr. 150,— auch den ledigen weiblichen Per- 
sonen, sowie Witwen ohne Kinder, zu gewähren. Die Bestim- 
mungen für nicht vollbeschäftigtes Personal sollen hierdurch 
nicht berührt werden. 

Der Zentralausschuss des gewerkschaftlich organisierten 
Personals weist darauf hin, dass die Forderung dieses Personals 
dahin ging, es seien Fr. 150.— an alle Personen ohne Unter- 
schied des Familienstandes zu gewähren. Die Versammlung des 
Personals halte an dieser Forderung auch heute noch fest und 
beauftragte den Ausschuss, es sei der Genossenschaftsrat zu er- 
suchen, im Sinne der Forderung des Personals zu beschliessen. 
Ferner möchte der Zentralausschuss nicht unerwähnt lassen, 
dass das gewerkschaftlich organisierte Personal das Weiter- 
bestehen des gegenwärtigen Arbeitsvertrages davon abhängig 
macht, dass der gestellten Forderung in vollem Umfange ent- 
sprochen wird. 

Die Forderung des Angestelltenvereins vertritt E, Zulauf. Er 
vermisst es, dass im Ratschlag der Verwaltungskommission mit 
keinem Worte vom Angestelltenverein die Rede ist, obwohl 
dieser ebenfalls mit Eingaben an die Behörden gelangt ist. Er 
stellte das Begehren, es seien die Löhne, wie sie im Reglement 
von 1913 Geltung hatten, ab 1. Oktober 1918 um 50% zu erhöhen. 
Was die heutige Vorlage anbelangt, so sei man dem ledigen 
männlichen Personal bereits entgegengekommen, und es recht- 
iertige sich daher sehr wohl, auch dem ledigen weiblichen Per- 
sonal die Zulage von Fr. 150.— zu gewähren, Das Verkaufs- 
personal habe unter den heutigen Verhältnissen einen schweren 
Dienst, besonders wenn man die Mehrarbeit, welche die Ratio- 
nierung, die vielen Preisänderungen, der Milchmangel und an- 
deres mit sich bringen, in Betracht zieht. Eine Ablehnung der 
Forderungen des weiblichen Personals müsste eine starke Miss- 
stimmung unter diesem zur Folge haben, 

Namens des gewerkschaftlich organisierten Personals ver- 
tritt J. Suter ebenfalls die Forderung, es sei die Zulage dem ge- 
samten Personal in gleicher Höhe auszurichten, Aus der Mitte 
des Rates spricht auch Frau Vögelin für die Gewährung von 
Fr. 150.— an das weibliche Personal, während K. Krummen- 
acker namens der Gruppe Arbeiterbund und A. Härry namens 
der bürgerlichen Gruppe Zustimmung zur Vorlage empfehlen. 

In einem kurzen Schlusswort ersucht der Referent nochmals, 
auf die gestellten Begehren nicht einzutreten, worauf folgender 
Beschluss mit 48 geger 12 Stimmen, die auf den Antrag der 
Frau Vögelin fallen, angenommen wird: 

1. Für die drei Monate Oktober, November und Dezember des 
Jahres 1918 ist dem Personal des A.C.V. eine Lohnzulage 
auszurichten, 

2. Die Höhe der Lohnzulage beträgt: 

a) für die männlichen und die verheirateten weiblichen Per- 
sonen, sowie für Witwen mit Kindern Fr. 150.—; 

b) für die ledigen weiblichen Personen, sowie für Witwen 
ohne Kinder Fr. 100.—. 

c) Die Lohnzulage wird auf die einzelnen Zahltage des 
vierten Quartals 1918 verteilt. 

d) Personal, das im Laufe des letzten Quartals eingetreten ist, 
erhält die Lohnzulage vom Tage des Eintrittes an ge- 
rechnet. 

e) Personal, das im A.C.V. nicht voll beschäftigt ist, erhält 
die Lohnzulage pro rata der Arbeitszeit. 

f) Die Lohnzulage wird an das gesamte definitiv, provisorisch 
und aushilisweise angestellte Personal ausgerichtet, aus- 
genommen solche Aushilfsarbeiter, deren Lohn bereits auf 
Fr. 9.50 per Tag erhöht worden ist. 

3. Der Genossenschaftsrat erteilt der Verwaltungskommission 
y die Ausrichtung der Lohnzulage einen Kredit von Franken 
140,000,—. 

4. Der gegenwärtig bestehende Arbeitsvertrag soll im übrigen 
bis zum 31. Dezember 1918 in Kraft bleiben. 

5. Auf 1. Januar 1919 soll ein neuer Arbeitsvertrag vereinbart 
werden. 

Die übrigen Bestimmungen des zurzeit gültigen Besoldungs- 
Ernten und des kollektiven Arbeitsvertrages bleiben in 

raft. 


Dieser Beschluss unterliegt dem Referendum. — Damit sind 
die Geschäfte erledigt. 
Luzern. (R.-Korr.) Die unheimliche Grippe hat auch aus 


den Reihen des Verwaltungsrates des A.C. V. Luzern ihr Opfer 
xefordert, und zwar in der Person des Ib. Ernst Fröhlich. Vor 
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ca. 2 \Vochen noch kraitstrotzend und voll sonnigen Humors, im 
besten Mannesalter von 42 Jahren, und heute schon in der 
kühlen Erde. Ein fast unfassbares Geschick! Der Verstorbene, 
welcher seit 1906 das alkoholfreie Restaurant Walhalla betrieb, 
wurde 1913 als Vertreter der sozialdemokratischen Partei in 
den Verwaltungsrat des A.C.V. Luzern gewählt. Als Mitglied 
der Rechnungskommission während 5 Jahren hat Ernst Fröhlich 
durch sein sachliches und ruhiges Urteil der Genossenschaft 
wertvolle Dienste geleistet, und sein liebenswürdiges Wesen hat 
oft versöhnend gewirkt. Der organisierten Arbeiterschaft hat 
er seine ganze Kraft zur Verfügung gestellt, war lange Jahre 
Kassier der Arbeiterunion, ebenso Mitglied des grossen Stadt- 
rates, so dass man auch dort Ernst Fröhlich schwer vermissen 
wird. Seiner Familie war er ein herzensguter Vater und seinen 
Freunden ein frohmütiger Gesellschafter, so dass uns allen der 
Heimgegangene unvergesslich bleiben wird. 

Möge der schwerbetroffenen Familie, welcher wir auch an 
dieser Stelle unser herzliches Beileid bekunden, die Kraft be- 
schieden sein, den herben Verlust in Geduld zu ertragen! 


Filisur. Trotz der Beschränkung im Wirksamkeitsbereich 
entwickelt sich der Konsumverein von Filisur und Umgebung 
erfreulich von Jahr zu Jahr. Im Berichtsjahr (1. Februar 1917 
bis 31. Januar 1918) stieg die Mitgliederzahl von 65 auf 72, Der 
Umsatz erreichte eine Höhe von Fr. 67,176.— und übertrifft 
damit den letztiährigen um rund Fr. 12,000.—. Der Reinüber- 
schuss beziffert sich auf Fr. 3947.28. Er soll folgendermassen 
verteilt werden: Fr. 1501.20 Rückvergütung an die Mitglieder 
(4%), Fr. 36.— Zins der Anteilscheine, Fr. 550.— Vergütung an 
Vorstand und Revisoren, Fr. 335.85 an die Verkäuferin, Fr. 789.40 
Einlage in den Reservefonds, Fr. 300.— Abschreibung auf den 
Mobilien, Fr. 400.— auf dem Bau, Fr. 34.78 Vortrag auf neue 
Rechnung. Die Aktiven setzen sich zusammen aus Kasse 
Fr. 186.42, Wertschriften Fr. 717.85, Mobilien Fr. 256.55, Bau 
Fr. 8001.49, Warenlager Fr. 11,921.45, Ausstände Fr. 391.15, 
Ladenkasse Fr. 2336.39, Anteilscheine Fr. 2190.—, Reservefonds 
Fr. 3738.53, Schuld an die Kantonalbank Graubünden Fr. 4288.50, 
Anleihen Fr. 7200.—, Kontokorrentschuld an den V.S.K. 
Fr. 2432.90, Schulden an andere Lieferanten Fr. 1503.49, un- 
verteilter Reinüberschuss Fr. 2457.83. 


Fleurier, S.d.c. Der Umsatz im Jahre 1917/18 beziffert 
sich auf Fr. 901,424.71. Im Vorjahre hatte er einen Betrag von 
Fr. 839,290.82 ausgemacht. Aus diesem Verkehr ergibt sich eine 
Roheinnahme von Fr. 162,093.08. Der Vortrag vom Jahre 1916/17 
beziffert sich auf Fr. 3067.29, währenddem die Unkosten den 
Betrag von Fr. 50,331.34 ausmachen. Zur Verteilung an die 
Bezüger steht somit ein Reinüberschuss von Fr, 114,829.03 zur 
Verfügung. Die Bilanz setzt sich per 28. Februar 1918 folgender- 
massen zusammen: Kasse Fr. 78.77, Warenvorräte Fr. 191.535.94, 
Wertschriften Fr. 34,620.—, Liegenschaften Fr. 101,600.35, 
Aktienkapital Fr. 74,000,—, Reservefonds Fr. 68,413.45, Del- 
krederefonds Fr. 7305.98, Backofen- und Reparaturenfonds 
Fr. 6000.—, Schuld an die Kantonalbank Fr. 10,764.40, Schuld an 
die Bodenkreditbank Fr. 46,522.20, Reinüberschuss Fr. 114,829.03. 


Magden. Der Mitgliederbestand belief sich am Anfang des 
Jahres auf 175, am Schluss auf 180. Die Kasseneinnahmen 
machen einen Betrag von Fr. 124,985.23 aus. Der Rohüberschuss 
aus dem Warenverkehr beträgt Fr. 17,840.73. Nach Abzug der 
Betriebskosten verbleibt ein Reinüberschuss von Fr. 10,382.12. 
Davon fliessen Fr. 1000.— dem ordentlichen Reserve- und 
Fr. 2000.— dem Baufonds zu, Fr. 6236.52 werden den Mitgliedern 
rückerstattet (10%), Fr. 50.— vergabt, Fr. 500.— für eine all- 
fällige zweite Kriegssteuer zurückgestellt und Fr. 595.60 auf neue 
Rechnung vorgetragen. Der Reservefonds erreicht durch die 
Zuweisung aus dem Reinüberschuss eine Höhe von Fr. 12,610.50, 
der Baufonds steigt auf Fr. 9500.— an. 


Morbio-Inferiore. Die Bilanz per Ende Dezember 1917 
weist folgende Zusammensetzung auf: Kasse Fr. 2137.54, Anteil- 
scheine V.S.K. Fr. 360.—, Bankguthaben Fr. 1137.35, Waren 
Fr. 9040.—, Mobilien Fr. 700.—, Anteilscheine Fr. 1540.—, Obli- 
gationen Fr. 700.—, Reservefonds Fr. 842.20, Garantiefonds 
Fr. 734.—, Darlehen Fr, 1840.—, V.S.K. Fr. 2897.05, verschiedene 
Lieferanten Fr. 30.50, Reinüberschuss Fr. 4791.14. Vom Rein- 


überschuss erhalten die Mitglieder Fr. 2725.— (5% von 
Fr. 54,500.—) und Fr. 1916.45 der Reservefonds. Der Rest von 
Fr. 149.69 wird auf neue Rechnung vorgetragen. Der Umsatz 


belief sich auf Fr. 61,301.12. Im Vorjahre hatte er Fr. 50,929.09 
betragen. Die Mitgliederzahl stieg im Laufe des Jahres von 
147 auf 155 an. 


Rorbas. Der Konsumverein Rorbas gehört zu den Vereinen, 
die sich erst sehr spät dazu entschliessen konnten, sich dem 
V.S.K. anzugliedern. Gegründet am 26. März 1880 ist er erst 
am Sylvestertag 1917 in den Verband aufgenommen worden. 
Der Bericht über die Zeit vom 29. April 1917 bis zum 28. April 
1918, der uns zur Besprechung vorliegt, ist somit der erste seit 
seinem Eintritt in den Verband. In dieser Zeit erzielte er einen 
Umsatz von Fr. 96,634.69, Fr. 16,739,94 mehr als im Voriahre. 


Der Rohüberschuss aus diesem Verkehr beziffert sich auf 
Fr. 13,576.85, der Reinüberschuss auf Fr. 7212.30, Fr. 7089.30 
(11% der eingeschriebenen Bezüge von Fr. 64,447.85) werden 
den Mitgliedern rückerstattet und Fr. 123.— auf neue Rechnung 
vorgetragen. Die Bilanz per 28. April 1918 lautet folgender- 
massen: Waren Fr. 17,751.60, Mobilien Fr. 1.—, Debitoren 
Fr. 2690.49, Kasse Fr. 1160.66, Immobilien Fr. 8600.—, Genossen- 
schaftsrechte Fr. 1980.—, Genossenschaftskapitalzins Fr. 1449.55, 
Warenrabatt Fr. 19,551.20, Reservefonds Fr. 6000.—, Dubiosen- 
fonds Fr. 1100.—, Vortrag auf neue Rechnung Fr. 123.—. Die 
Mitgliederzahl belief sich am Schlusse des Rechnungsjahre auf 
92. Dass die Genossenschaft früher ein Fabrikkonsumverein 
der Spinnereifirma Heinrich Kunz war, lässt sich aus der mit 
ihren Schwestergenossenschaften in Ennetlinth-Linthal, Ober- 
kemptthal-Effretikon und Windisch haargenau übereinstimmenden 
Rechnungsstellung erkennen. 


Infolge der notwendigen Papiereinschränkungen sehen wir 
uns veranlasst, periodisch den „Schweiz. Konsum-Verein“ ohne 
Umschlag zu publizieren. 


Wahrspruch. 


Neid, Habsucht, Hartherzigkeit, Verleumdungssucht, Träg- 
heit, alle diese Laster lassen sich bändigen oder einschläfern; 
nur die Eitelkeit ist immer wach und verstrickt den Menschen 
unaufhörlich in tausend lügenhafte oder wenigstens unnötige 
Dinge, Brutalitäten* und kleinere oder grössere Gefahren, die 
alle zuletzt ein ganz anderes Wesen aus ihm machen, als er 
eigentlich zu sein wünscht. Gottfr. Keller. 


Redaktionsschluss: 31. Oktober 


Genvssenschaftlicher Arbeitsmarkt. 


Nachfrage. 
esucht tüchtige, zuverlässige zweite Verkäuferin mit gründ- 
lichen Kenntnissen der Lebensmittelbranche. Anfangs- 


gehalt 150 Franken. Auneungen mit Beilage von Zeugnis- 
abschriften sind unter Chiffre N. G. 267 an Verband schweiz. 
Konsumvereine in Basel zu richten. 


D“ Allg. Konsumverein Räterschen und Umgebung sucht 
auf 1. Januar 1919 eine tüchtige Verkäuferin. Jahresum- 
satz ca. Fr. 30,000. Anmeldungen sind an die Verwaltung bis 
10. November 1918 zu richten, wo auch über die Dienstver- 
hältnisse Auskunft gegeben wird. 


Angebot. 


Je: Frau, tüchtig und erfahren, kautionsfähig, sucht Kon- 
sumfiliale zu übernehmen, wenn möglich mit Wohnung. 
Offerten unter Chiffre J. E. 264 an Verband schweiz. Konsum- 
vereine in Basel. 


Tedtiger, solider Mann, der eine Lehre in einem Kolonial- 
warengeschäft durchgemacht und seit Jahren in der Lebens- 
mittelbranche tätig ist, sucht Stelle als Verwalter event. Ver- 
käufer bei einem Konsumverein. Gute Zeugnisse und Re- 
ferenzen zu Diensten. Offerten unter Chiffre B.R. 365 an 
Verband schweiz. Konsumvereine in Basel. 


üchtiger solider Bäcker, mittleren Alters, mit moderner 
Bäckerei vertraut, sucht baldmöglichst Stelle. Prima Zeug- 


nisse zu Diensten. Auskunft erteilt J. Brunner, Bäcker, Flawil. 


Zu verkaufen ein kleiner eiserner 


Brotkarren. 


Abteilung Auskünfte Verband schweiz. Konsumvereine 
in Basel. 
e 
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